
Dgtenschutzrechtliche  lnformationspflichtan  im  Bauleüplanverfahren  nach
Art.  13  und  %  DSGVO

1.1  Name  und  Kontaktdatan  der/des  Thrantwordidien

Verantwortliche/-r:  yg.;4.ggp!g_!q5g@j-.gy.___.._____..._____..,______,,_____,___,____

Anschföt:  !!p=n-!!!!.U,-!7!?A-! € !-!(Otiig=!!»j:9!-..-

E-Mail-Adresse:  ;qarnt(_vg-koen_:qq__.____.._____..._____.._______________.___.____..

Telefonnummer:  09761 4o2'0

1.2 Name  und  Kontakhiatan  der/des  Dgtenschutzbeauföagtn

Veran  mortliche/-r:  Landratsamt Rhön-Grabfeld - Fr. HarnacherAnnett
Anschrm:  §pQrl.emstraß+e_';';!_g7_ €.7q;q_Ne4gt_d_4g-Q:§...._.._.__.._

E-Mail-Adresse:  5_5;tensd';uQ@.rhoqrabfe_;d:5ip_____.._______.._____.___.____..

Telefonnummer:  09T71 94342

2.  Zwacki  und  Rschtsgrundlagen  da«  Thrarbakung

Die  Verarbeitung  der  Daten  erfolgt  im Rahmen  der  Planungshoheit  der  Gemeinde  zum  Zwecke  der  Siche-
rung  einer  geordneten  städtebaulichen  Entwicklung  und  insbesondere  zur  Durchführung  von Baulen-
planverfahren  [Fomulierung  für  die  allgemeine  /nfomation-  va/- Hinweise  zum  Musterb/a«  /- 7 u I/fl  zur
0p7@§§%y54g  dBB  Bau1eitplanvefahrens  Amil!Cfü Bekanntmaebung deS AufsteIIungsbeschIusses
gem.  !i2  Abs. 1 Baugesetzbuch  (BauGB) und ümr  füe Durchführung  der  frühzeitigen  Beteiligung  gemäß  S 3 Abs. 1 BauGB für  die

ilunq  einesvorhabenbemqenen  Bebauunqspbnes,PV-Anlaqe  Herbdadt  Ofö.Imannshausen'

Im Rahmen  dessen  sind  das  Planefordemis  und  die  Auswirkungen  der  Planung  zu ermitteln  und  die
__öffentlicherB  und  privaten_Bplange  gegeneinander  und  untereinander  gerecht  abzuwägen  (il  Abs_3,  6 u.

7 BauGB)_-Dazu  -erfolgt-eine  Erhebung  -personenbezogener  Daten,  soweit  dies  zur  Ermittlung  der  abwä-
gungsrelevanten  Belange  notwendig  ist.

Die Eföebung  erfolgt=unter  anderem-_durch  -die Gemeindeverwaltung  oder  im Aufirag  der  Gemeindever-
waltung  durch  Dritte,  durch  eingehende  Stellungnahmen  der  üffentlichkeit  und  der  Behörden  im Rahmen
der  gesetzlich  geforderten  Offentlichkeits-  und  Behördenbeteiligungen  ßI3  -  4c BauGBi

Die  Verarbeitung  von  Adressdaten  ist  eforderlich,  um der  Pfficht  zur  Mitteilung  des  Abwägungsergebnis-
ses  nachzukommen.

Die Verarbeitung  ist für  die  Wahrnehmung  einer  öffentlichen  Aufgabe  eforderlich,  die im öffentlichen
Interesse  liegt-  Rechtsgrundlage  ist  Art.6  Abs-l  Buchst.e  DSGVO  i.Vm.  Art-4Abs-  1 BayÜSG  sowie  dem
anzuwendenden  Fachgesetz  (BauGB)-

3.  Arten  personenbezoganer  Datan

Folgende  Daten  werden  verarbeitet:

-  Vorname,  Nachname,  Adresse  und  sonstige  Kontaktdmen

-  Daten,  die  städtebaulich  und  bodenrechtlich  relevant  sind

-  Daten,  die  im Rahmen  von  Stellungnahmen  abgegeben  wurden  (sog-  aufgedrängte  Daten)_



4.  Empfingar/-in

Personenbezogene  Daten  werden  folgenden  Empfüngerinnen/EmpMngem  übermmett:

-  Stadt-/Marktgemeinde-/Gemeinderat  und  den  Ortsteilräten  zur  Beratung  und  Entscheidung  über  die
Abwägung

-  Höheren  Verwaltungsbehörden  zur  Prüfüng  von  Rechtsmängeln

-  Gerichten  zur  Überprüfüng  der  Wirksamkeit  der  Bauleitpläne

-  Dritten,  die  in die  Durchführung  des  Vefahrens  im  Auftrag  der  Gemeinde  eingebunden  sind.

5.  Dauer  der  Speichening  der  pemonanbezogenen  Daten

Die Gewährleistung  eines  Rechtsschutzes  im Rahmen  einer  gerichtlichen  Prüfung  efürdert  die  dauer-

hafte  Speicherung  personenbezogener  Daten-  Denn  auch  nach  Ablauf  der  Fristen  für  die  Erhebung  einer

Nürmenkontrollklage  kann  ein Bauleitplan  Gegenstand  einer  gerichtlichen  Inzidentprüfüng  sein_ Sonstige

Untedagen  werden  so lange  gespeichert,  wie  dies  unter  Beachtung  gesetzlicher  Aufbewahrungshisten
bzw-  für  die  Aufgabenerfüllung  erforderlich  ist.

6.  Behoffenenrad»lz

Gegen  die/den  Verantwortliche/n  bestehen  das  Recht  auf  Auskunfi  (Art-  15 DSGVü),  Berichtigung  (Art_ 16

DSGVO),  Löschung  (Art.  17 DSGVO);Einschränkung  der  Verarbeitung  (Art.  18 DSGVü)  sowie  auf  Daten-

übertragbarked  (Art.  20 DSGVO).  Des  Weiteren  kann  Widerspruch  gegen  die  Datenverarbeitung  eingelegt

werden  (Art.  21 DSGVO)_  Die Rechtmäßigkeit  der  aufgrund  der  Einwilligung  bis  zum  Widerruf  efolgten
Datenverarbeitung  wird  durch  diesen  nicht  berührt  (Art.  7 Abs-  3 S- 2 DSVO).

- Die vorgenanntö-ff  -Rechte  bestehen  -nur-nach  den  jeweiligen  gesetzlichen  Voraussetzungen  und  können
auch  durch  spezielle  Regelungen  eingeschränkt  oder  ausgeschlossen  sein-

_lm Rahmen'der=Verarbeitung_personenbezogener  Daten  besteht  femer  das  Recht  auf  Beschwerde  bei  der

-Aufsichtsbehörde-nach  Arti77-Abs;-1  -DSGVO-  Dies  ist  für  den  Freistaat  Bayern  der  Bayerische  föndesbe-

auftragte  für  den  Datenschutz,  Wagmüllerstraße  18,  8ü538  München,  postmelle@datenschutz-bayern_de-


